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VG Würzburg

Urteil vom 27.8.2007

Tenor

I. Der Beklagte wird unter Aufhebung von Ziffer 2 des Bescheides der Regierung von Mittelfranken
– Zentrale Rückführungsstelle Nordbayern – Außenstelle Würzburg – verpflichtet, dem Kläger eine
Duldung nach Maßgabe der Ziffer 9 des IMK-Beschlusses vom 17. November 2006 und den hierzu
ergangenen Ausführungsvorschriften zu erteilen.

II. Der Beklagte hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.

III. Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Der Beklagte kann die Vollstreckung
gegen Sicherheitsleistung in Höhe des zu vollstreckenden Betrages abwenden, wenn nicht der Kläger
vorher Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

Tatbestand

I.

Beim Kläger handelt es sich um einen am ................. 1973 geborenen chinesischen Staatsangehö-
rigen, der 1992 in die Bundesrepublik Deutschland eingereist ist. Sein Antrag auf Anerkennung als
Asylberechtigter blieb erfolglos (Beschluss des BayVGH vom 21.10.1997). In der Folgezeit erhielt
der Kläger Duldungen. Bemühungen der Behörde, Heimreisepapiere für den Kläger zu beschaffen,
blieben erfolglos. Am 21. November 2006 beantragte der Kläger bei der Regierung von Mittelfran-
ken – Zentrale Rückführungsstelle Nordbayern – die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach dem
Beschluss der Innenministerkonferenz vom 17. November 2006, hilfsweise die Erteilung einer Dul-
dung ohne Auflagen und Beschränkungen bezüglich der Möglichkeiten einer Arbeitsaufnahme.

Mit Bescheid vom 23. Februar 2007, dem Kläger ausweislich des Empfangsbekenntnisses am 7. März
2007 zugestellt, lehnte die Regierung von Mittelfranken den Antrag auf Ausstellung einer Aufent-
haltserlaubnis (Ziffer 1) sowie auf Ausstellung einer Duldung (Ziffer 2) ab. Die Ablehnung wurde
im Wesentlichen damit begründet, dass der Kläger nach Ziffer 6.1 des Bleiberechtsbeschlusses von
dieser Regelung ausgeschlossen sei, da er die Ausländerbehörde über aufenthaltsrechtlich relevante
Umstände getäuscht habe, indem er gegenüber ihr und dem Bundesamt seine Identität verschlei-
ert habe. Der Kläger habe vorsätzlich durch falsche Angaben zu seiner Person die Passbeschaffung
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erfolgreich vereitelt. Hätte er bei der Klärung seiner Identität mitgewirkt, wäre für ihn längst ein
Heimreisedokument ausgestellt worden und die Rückführung nach China schon vor langer Zeit
möglich gewesen. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Begründung dieses Bescheids Be-
zug genommen.

II.

Gegen diesen Bescheid ließ der Kläger mit Schriftsatz seiner Bevollmächtigten vom 30. März 2007,
am 2. April 2007 bei Gericht eingegangen, Klage erheben, die im Wesentlichen wie folgt begründet
wurde:

Der Vorwurf, der Kläger habe vorsätzlich über aufenthaltsrechtlich relevante Umstände getäuscht,
sei unzutreffend. Dies ergebe sich daraus, dass die Schwester des Klägers, Frau F. X., die zusammen
mit dem Kläger ins Bundesgebiet eingereist sei, im Besitz einer unbefristeten Aufenthaltserlaubnis
des Landratsamts W.-S. sei und von den chinesischen Behörden erstmals 1995 einen Pass ausgestellt
erhalten habe. Ferner habe die Staatsanwaltschaft Würzburg das von der Beklagtenseite angestrengte
strafrechtliche Ermittlungsverfahren wegen illegalen Aufenthalts gegen den Kläger mit Verfügung
vom 10. Juli 2007 gemäß § 170 Abs. 2 StPO eingestellt.

Wegen der weiteren Einzelheiten der Klagebegründung wird auf den Schriftsatz der Klägerbevoll-
mächtigten vom 20. Juli 2007 Bezug genommen.

In der mündlichen Verhandlung ließ der Kläger sein Begehren auf Erteilung einer Aufenthaltserlaub-
nis fallen und (nur noch) beantragen,

den Beklagten unter Aufhebung von Ziffer 2 des Bescheids der Regierung von Mit-
telfranken vom 23. Februar 2007 zu verpflichten, dem Kläger eine qualifizierte Duldung
nach dem Beschluss der Innenministerkonferenz vom 17. November 2006 und den hier-
zu ergangenen Ausführungsvorschriften zu erteilen.

Der Beklagte beantragte,

die Klage abzuweisen.

Auf den Schriftsatz der Regierung von Mittelfranken vom 3. Mai 2007 wird Bezug genommen.

Zum Verfahren wurden die Ausländerakte der Schwester des Klägers F. X. und die Akten der Staats-
anwaltschaft Würzburg Nr. 852 Js 4190/07 beigezogen.

Zur Ergänzung des Tatbestandes wird auf die Niederschrift über die mündliche Verhandlung vom
27. August 2007 Bezug genommen.
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Entscheidungsgründe

Die zulässige Klage, die sich nur noch gegen Ziffer 2 des angegriffenen Bescheides richtet, ist auch
begründet, da der Bescheid der Regierung von Mittelfranken vom 23. Februar 2007 insoweit rechts-
widrig ist und der Kläger dadurch in seinen Rechten verletzt ist (§ 113 Abs. 5 Satz 1 VwGO). Denn
der Kläger erfüllt die Voraussetzungen für eine Duldung ohne Auflagen gemäß Ziffer 9 des IMK-
Beschlusses vom 17. November 2006.

Nach II Ziffer 1 des Beschlusses der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Län-
der – IMK – vom 17. November 2006 soll ausreisepflichtigen ausländischen Staatsangehörigen, die
faktisch wirtschaftlich und sozial im Bundesgebiet integriert sind, auf der Grundlage des § 23 Abs. 1
AufenthG ein Bleiberecht gewährt werden können. Die einzelnen Modalitäten sind in II Ziffern 3
bis 8 aufgeführt. Nach Ziffer 9 stimmt die IMK darin überein, dass von der Bleiberechtsregelung
eigentlich Begünstigte, die aber die Voraussetzungen von Punkt 3.2.1 (dauerhaftes Beschäftigungs-
verhältnis) nicht erfüllen, eine Duldung nach § 60a Abs. 1 AufenthG bis zum 30. September 2007
erhalten, um ihnen eine Arbeitsplatzsuche zu ermöglichen.

Das Bleiberecht soll, wie bereits ausgeführt, auf der Grundlage von § 23 Abs. 1 AufenthG gewährt
werden. Nach dieser Vorschrift kann die oberste Landesbehörde aus völkerrechtlichen oder huma-
nitären Gründen oder zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland anord-
nen, dass Ausländern aus bestimmten Staaten oder in sonstiger Weise bestimmten Ausländergruppen
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. Unter denselben Voraussetzungen kann die oberste Landes-
behörde gemäß § 60a Abs. 1 AufenthG die Abschiebung dieser Ausländer aussetzen. Der Beschluss
der IMK stellt damit keine Rechtsgrundlage, sondern eine Absprache unter den Bundesländern dar,
wie das Bleiberecht bundeseinheitlich geregelt werden kann. Die Bundesländer selbst erlassen nach
den §§ 23 Abs. 1, 60a Abs. 1 AufenthG die Anordnung, auf deren Grundlage anschließend die Auf-
enthaltserlaubnis bzw. die Duldung erteilt wird. Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom
19. September 2000 (BVerwGE 112, 63) zur ähnlich lautenden Regelung des § 32 AuslG a. F. ent-
schieden, dass mit derartigen Anordnungen Erleichterungen für die verwaltungsmäßige Bewältigung
aufenthaltsrechtlicher Probleme geschaffen werden sollen, die typischerweise eine größere Zahl als
schutzbedürftig angesehener Ausländer in gleicher oder vergleichbarer Weise treffen. Ob die obers-
te Landesbehörde eine Anordnung nach § 32 AuslG treffe, stehe in ihrem Ermessen, das lediglich
durch die im Gesetz genannten Motive („aus völkerrechtlichen oder humanitären Gründen oder zur
Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland“) dahin begrenzt sei, dass eine An-
ordnung nicht aus anderen Gründen erlassen werden dürfe. Dementsprechend könne die oberste
Landesbehörde den von der Anordnung erfassten Personenkreis bestimmen. Sie könne dabei po-
sitive Kriterien (Erteilungsvoraussetzungen) und negative Kriterien (Ausschlussgründe) aufstellen.
Ein Anspruch des einzelnen Ausländers, von der Regelung erfasst zu werden, bestehe nicht. Ne-
ben der Festlegung der für die Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis zu verlangenden Voraussetzun-
gen enthielten Anordnungen nach § 32 AuslG grundsätzlich die an die Ausländerbehörde gerichtete
Weisung, bei Erfüllung der Voraussetzungen dem Ausländer eine Aufenthaltsbefugnis zu erteilen.
Dadurch werde das der Ausländerbehörde gemäß §§ 30, 31 Abs. 1 AuslG zustehende Ermessen bei
der Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis intern gebunden. Gegenüber dem Ausländer bleibe jedoch
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die von der Ausländerbehörde zu erlassende Entscheidung über die Erteilung der Aufenthaltsbefug-
nis eine Ermessensentscheidung. Daraus folge, dass die Anordnung nicht wie eine Rechtsvorschrift
aus sich heraus, sondern als Willenserklärung der obersten Landesbehörde unter Berücksichtigung
des wirklichen Willens des Erklärenden und ihrer tatsächlichen Handhabung, d.h. der vom Urhe-
ber gebilligten oder geduldeten tatsächlichen Verwaltungspraxis auszulegen oder anzuwenden sei.
Bei Unklarheiten habe die Ausländerbehörde den wirklichen Willen der obersten Landesbehörde zu
ermitteln. Weiche die Ausländerbehörde von der landeseinheitlichen Handhabung der Anordnung
ab, so erwachse dem Ausländer aus Art. 3 Abs. 1 GG ein gerichtlich durchsetzbarer Anspruch auf
Gleichbehandlung nach Maßgabe der tatsächlichen Anwendung der Anordnung. Denn es sei gerade
der Sinn der Regelung, eine einheitliche Anwendung innerhalb eines Bundeslandes zu erreichen.
Die Gerichte hätten deshalb nachzuprüfen, ob der Gleichheitssatz bei der Anwendung innerhalb des
Geltungsbereichs der Anordnung gewahrt worden sei (BVerwGE, a. a. O.).

Diese Maßstäbe können ohne Weiteres auf die nahezu gleichlautenden Regelungen der §§ 23 Abs. 1,
60 a Abs. 1 AufenthG angewendet werden. Eine Einschränkung im Verhältnis zur früheren Rechts-
lage ergibt sich lediglich daraus, dass keine den § 30 und 31 Abs. 1 AuslG a. F. vergleichbaren Ermes-
sensvorschriften im Aufenthaltsgesetz enthalten sind, vielmehr allein die oberste Behörde Ermessen
auszuüben hat. Dies ist in Bayern mit den „Vorläufigen bayerischen Bestimmungen zur Umsetzung
des Bleiberechtsbeschlusses der IMK vom 17.11.2006“ geschehen. Bei ihnen handelt es sich also um
eine Anordnung i.S. der §§ 23 Abs. 1 und 60 a Abs. 1 AufenthG, die wie eine Verwaltungsvorschrift
wirkt und auszulegen ist, verbunden mit der Weisung an die für den Vollzug zuständigen Ausländer-
behörde, bei Erfüllung der Voraussetzungen dem Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis oder Duldung
zu erteilen.

Der Beklagte stützt die Ablehnung der Duldung vorliegend darauf, dass der Kläger gemäß Ziffer 6.1
des Bleiberechtsbeschlusses nicht zu dem begünstigten Personenkreis zähle. Ziffer 6.1 des Bleibe-
rechtsbeschlusses und der hierzu ergangenen Vorläufigen bayerischen Bestimmungen regeln über-
einstimmend, dass von dieser Regelung diejenigen Personen ausgeschlossen sind, die die Auslän-
derbehörde vorsätzlich über aufenthaltsrechtlich relevante Umstände getäuscht haben. Dieser Aus-
schlusstatbestand gilt nicht nur für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, sondern auch für die
Erteilung einer Duldung (vgl. Ziffer 9 des IMK-Beschlusses, Ziffer 9 der Vorläufigen bayerischen
Bestimmungen). Ziel dieses Ausschlussgrundes ist es, denjenigen Ausländern den Zugang zu der
Bleiberegelung zu verwehren, die in nachhaltiger Weise insbesondere über ihre Identität oder ihre
Staatsangehörigkeit getäuscht haben.

Nach Überzeugung des Gerichts trifft dieser Vorwurf auf den Kläger aber nicht zu. Zur Ausle-
gung des Begriffs der vorsätzlichen Täuschung über aufenthaltsrechtlich relevante Umstände hat
das Bayerische Innenministerium in seinen Vorläufigen bayerischen Bestimmungen eine Regelung
dahingehend getroffen, dass die Täuschung von einigem Gewicht gewesen sein müsse. Dies sei von
der Ausländerbehörde anhand einer Gesamtbetrachtung des jeweiligen Einzelfalles festzustellen. Da-
bei könne es zugunsten des Ausländers zu berücksichtigen sein, dass die Täuschung bereits länger
zurückliege, der Ausländer später seine zunächst falschen Angaben korrigiert habe oder er sich er-
folgreich um eine Integration bemüht habe, so dass der Vorwurf aus heutiger Sicht weniger schwer
wiege. Bei einem Arbeitsgespräch zum Bleiberechtsbeschluss vom 11. Januar 2007 hat das Bayerische
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Staatsministerium des Innern in einem Ergebnisprotokoll u. a. festgehalten, dass die Bleiberechtsre-
gelung weitgehend ins Leere laufen würde, wenn man all jene von der Regelung ausschließen wolle,
die während ihres langjährigen Aufenthalts zu irgendeinem Zeitpunkt gegen Mitwirkungspflichten
verstoßen oder das Verfahren nicht zügig genug betrieben hätten. Dies sei nicht beabsichtigt gewesen.
Vielmehr solle die Bleiberechtsregelung auch jenen faktisch wirtschaftlich und sozial integrierten
Ausländern eine aufenthaltsrechtliche Perspektive bieten, die zwar in mehr oder minder vorwerfba-
rer Weise ihre Rückführung verhindert hätten, aber im Hinblick auf ihre Integrationsbemühungen
eine neue Chance verdient hätten. Vor dem Hintergrund, dass es den Ausländerbehörden über Jahre
hinweg nicht gelungen sei, den Aufenthalt zu beenden, solle versucht werden, den Betroffenen den
Zugang zum Arbeitsmarkt zu eröffnen und dadurch die Sozialausgaben zu senken. Insoweit han-
dele es sich um einen neuen Ansatz, weil nicht nur in gewisser Hinsicht ein Schlussstrich gezogen,
sondern es auch den Ausländerbehörden ermöglicht werden solle, Verwaltungskapazitäten für ein
effektives Rückführungsmanagement, das zu einem früheren Zeitpunkt beginne, freizusetzen. Die
generelle Zielsetzung solle nicht dadurch konterkariert werden, dass die Ausländerbehörde „so lange
nach Versäumnissen in der Vergangenheit sucht, bis sie Integrationserfolge in der Gegenwart mehr
als aufwiegen“. Dies bedeute jedoch nicht, dass die Ausländerbehörde ein gravierendes Fehlverhal-
ten des betroffenen Ausländers über einen längeren Zeitraum, durch das die Rückführung vereitelt
oder über einen längeren Zeitraum massiv behindert wurde, hinnehmen müsse. Im Ergebnis kom-
me es bei dem Ausschlussgrund nach Ziffer 6.1 auf eine Gesamtbetrachtung an, die nicht nur auf das
Verschulden abstelle, sondern auch Integrationsanstrengungen und -perspektiven des Betroffenen
berücksichtige.

Unter Beachtung dieser Maßstäbe und der gebotenen Gesamtbetrachtung vermochte die Behörde
nicht nachzuweisen, dass der Kläger in nachhaltiger Weise vorsätzlich über seine Identität und über
aufenthaltsrechtlich relevante Umstände i.S. dieses Ausschlussgrundes getäuscht hat. Dies ergibt sich
aus Folgendem:

Der Kläger hat seit 1998 vor der Ausländerbehörde stets gleichlautende Angaben zu seinen Personali-
en gemacht (vgl. erstmals Bl. 78 f). Die dem Kläger vorgehaltenen Angaben im Asylverfahren stellten
sich teilweise als Übersetzungsfehler des Bundesamtes heraus. So hat er hinter den Namensangaben
der Eltern als Volkszugehörigkeit nicht tibetisch angegeben (vgl. Bl. 10 des Urteils vom 22.08.1997,
W 6 K 95.31638). Die Behörde hält dem Kläger somit zu Unrecht vor, dass er angegeben habe, bei-
de Eltern seien tibetische Volkszugehörige. Der Kläger hat vielmehr durchgehend angegeben, seine
Mutter sei Tibeterin, sein Vater Han-Chinese. Die Angaben des Klägers zu den Personalien der El-
tern und der Wohnanschrift decken sich mit denen seiner Schwester, die im Besitz eines chinesischen
Passes ist. Erstmals wurde ihr unter dem 23. November 1995 ein solcher Pass ausgestellt, nach dessen
Ablauf ein weiterer unter dem Ausstellungsdatum 25. Januar 2000. Zwar hat der Kläger nicht immer
ausreichend bei den Bemühungen der Behörden, für ihn Heimreisepapiere zu beschaffen, mitge-
wirkt, so hat er z. B. am 17. Februar 1999 zwar bei der ZRS vorgesprochen, jedoch keinen neuen
Antrag auf Ausstellung eines Passersatzpapiers ausgefüllt und hat auch erst im Jahr 2006 trotz frü-
herer Aufforderungen einen Brief an seine Eltern wegen der Übersendung von Dokumenten abge-
schickt. Der Kläger ist jedoch gemäß den Anforderungen des Bleiberechtsbeschlusses faktisch in der
Bundesrepublik Deutschland integriert, was sich insbesondere auch dadurch zeigt, dass er Deutsch-
kurse (zuletzt den Oberkurs, Zeugnis vom 22.07.2007) mit sehr gutem Erfolg bestanden hat. Auch
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die Annahme der Behörde, der Kläger verfüge über keinerlei Tibetisch-Kenntnisse, sind so nicht zu-
treffend. So befindet sich auf Bl. 274 der Akte eine handschriftliche Aufzeichnung des Klägers mit
tibetischen Schriftzeichen. Dass er auch einige Worte tibetisch sprechen könne, allerdings auf sehr
einfache Weise, konnte von der Behörde nicht widerlegt werden. Auch wurde die auf Bl. 272 und 273
vom Kläger gefertigte Skizze über die nähere Umgebung seiner ursprünglichen Heimatadresse nicht
nachgeprüft. Die Behörde stützt ihre Annahme, der Kläger täusche vorsätzlich über seine Identität,
im Wesentlichen auf dessen Angaben im Asylverfahren. Diese liegen jedoch bereits bis zu 15 Jahre
zurück.

Die Vorläufigen Bayerischen Bestimmungen zur Umsetzung des Bleiberechtsbeschlusses regeln zu
Ziffer 6.1 Folgendes: Die Täuschung muss dafür ursächlich gewesen sein, dass der Aufenthalt nicht
beendet werden konnte; sie schadet dann nicht, wenn eine zwangsweise Aufenthaltsbeendigung aus
anderen Gründen ohnehin nicht möglich gewesen wäre. Geht man trotz des oben Angeführten
gleichwohl von einer Täuschung des Klägers aus, so konnte die Behörde nicht darlegen, dass die-
se ursächlich für dessen unterbliebene Rückführung ist.

Weiter führt das Bayerische Staatsministerium des Innern aus, dass nach einer an Sinn und Zweck der
Regelung orientierten Auslegung aufenthaltsrechtlich relevant regelmäßig nur jene Umstände seien,
die einen Bezug zur Aufenthaltsbeendigung aufweisen. Dies ist jedoch bei den Angaben im Asylver-
fahren nicht der Fall. Außerdem müsse die Täuschung von einigem Gewicht gewesen sein. Dies sei
von der Ausländerbehörde anhand einer Gesamtbetrachtung des jeweiligen Einzelfalles festzustellen.
Dabei könne es zugunsten des Ausländers zu berücksichtigen sein, dass die Täuschung bereits län-
ger zurückliege, der Ausländer später seine zunächst falschen Angaben korrigiert habe oder er sich
erfolgreich um eine Integration bemüht habe, so dass der Vorwurf aus heutiger Sicht weniger schwer
wiege. Vorliegend hat sich die Ausländerbehörde jedoch lediglich auf die Angaben des Klägers im
Asylverfahren konzentriert und ihm vorgeworfen, dass er 1999 (!) einen Brief an eine in ganz China
nicht existierende Adresse geschrieben habe.

Dies erfüllt jedoch in der Gesamtbetrachtung nicht den Ausschlussgrund der Ziffer 6.1 des IMK-
Beschlusses i.S. der Bayerischen Umsetzungsbestimmungen.

Da die übrigen Voraussetzungen für eine Duldung nach § 60a Abs. 1 AufenthG vorliegen, insbeson-
dere der Kläger auch über ausreichende Deutschkenntnisse verfügt, war der Klage stattzugeben.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO, die Entscheidung über die vorläufige Voll-
streckbarkeit dieser Kostenentscheidung auf § 167 VwGO i. V. m. §§ 708 Nr. 11, 711 ZPO.

Beschluss

Der Streitwert wird bis zur Abtrennung auf 7.500,00 EUR, nach der Abtrennung auf 2.500,00 EUR
festgesetzt (§§ 52 Abs. 1 und 2, 63 Abs. 1 GKG).
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